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Zur rechtlichen Natur der „Eutlaſſungsurkunden“ Auswanderungs⸗ 
certificate) nach geltendem öſterreichiſchen Rechte. 


a) Die Ertheilung der behördlichen Beſcheinigung über 
das Ausſcheiden aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande 
(Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 3. Juni 1868, 
3. 7201,36, vom 13. Mai 1877, 8. 5954, und vom 14. Sep⸗ 
tember 1883, 3. 11.755) führt an fich den Verluſt der öſter— 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft nicht herbei. 

b) Der Verluſt des öſterreichiſchen Staatsbürgerrechtes 
tritt erſt mit der factiſch vollbrachten Erwerbung eines aus- 
ländiſchen Staatsbürgerrechtes ein. 

c) Im Falle als der mit einer Beſcheinigung über das 
Ausſcheiden aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande ver— 
ſehene Auswanderungswerber eine fremde Staatsbürger— 
ſchaft thatſächlich nicht erwirbt, ſo behält derſelbe das ihm 
zur Zeit der Ertheilung dieſer Beſcheinigung zuſtehende 
Heimatsrecht fort. 

S. L. hat in dem an die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in F. 
gerichteten Geſuche vom 19. März 1885 zum Behufe der Naturaliſirung 
in Preußen vorbehaltlich der Annahme der preußiſchen Regierung um 
die Entlaſſung aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande für ſich, ſeine 
Ehegattin und ſeine drei unmündigen Kinder angeſucht. Mit dem Erlaſſe 


in das Heimatsrecht der Gemeinde W. im Sinne des 


der k. k. ſchleſiſchen Landesregierung vom 11. April 1885, 3. 3918, 


wurde die k. k. Bezirkshauptmaunſchaft in F. ermächtigt, dem genannten 
S. L., Kaufmann in Gl. (Preuß.⸗Schleſien), zum Behufe feiner Aug- 
wanderung nach Preußen zu beſcheinigen, daß er mit ſeiner Familie 
„aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande ausgeſchieden ſei“. In dieſem 
Sinne wurde dem S. L. die gedachte Beſcheinigung unterm 23. April 
1885, 3. 5569, ausgeſtellt. Mit der Verfügung des kön. preuß. 
Regierungspräſidenten in Breslau vom 29. Mai 1885 wurde jedoch 
dem S. L. die Aufnahme in den preußiſchen Staatsverband ver- 
weigert und es ſchritt demnach S. L. um die Wiederaufnahme in den 
öſterreichiſchen Staatsverband, bezw. in ſein früheres Heimatsrecht in W. 
ein. Hierüber fand die k. k. Landesregierung — ungeachtet des Wider⸗ 
ſpruches der Stadtgemeinde W. — unterm 26. Jänner 1886, Z. 14.931, 
„die Wiederübernahme des Genannten ſammt ſeiner Familie in den 
öſterreichiſchen Staatsverband zu verfügen und gleichzeitig anzuordnen, 
daß derſelbe im Sinne des § 16 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 
1863, R. G. Bl. Nr. 105, in das ihm vor der Ertheilung des 
Entlaſſungscertificates zukommende Heimatsrecht in der Gemeinde W. 
zurückzutreten habe.“ 

Der hiegegen von der Gemeinde W. eingebrachte Recurs wurde 
von der k. k. Landesregiernng u. A. mit der Bemerkung einbegleitet, 
daß es der k. k. Landesregierung ſtrittig erſcheine, „ob mit der Aus⸗ 
ſtellung der augeſuchten Auswanderungsbeſcheinigung der Verluſt der 
öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft und des bisherigen Heimatsrechtes ipso 
facto eintrete. Vielmehr neigt die k. k. Landesregierung unvorgreiflich 
zu der Anficht, daß nach dem Geiſte unſerer diesfälligen Geſetzgebung 
der Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft factiſch erſt mit der 
vollbrachten Erwerbung eines ausländiſchen Staatsbürgerrechtes erfolge. 
Danach hätte S. L. die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft bisher noch 
nicht verloren und hätte demnach nach Analogie des § 16 des Heimats⸗ 
geſetzes in jenes Heimatsrecht zurückzutreten, welches er vor der Aus— 
ſtellung der gedachten Beſcheinigung beſeſſen hat.“ 

Hierüber entſchied das k. k. Miniſterium des Junern unterm 
27. Juni 1886, 3. 8147, dahin, daß „dem Miniſterialrecurſe der 
Gemeinde W. gegen die Entſcheidung der k. k. Landesregierung vom 
26. Jänner 1886, Z. 14.931, mit welcher erkannt wurde, daß S. L. 
i \ § 16 des Heimats⸗ 
geſetzes vom 3. December 1863 zurückzutreten habe, unter Modificirung 
dieſer Entſcheidung, daß S. L. das Heimatsrecht in der Gemeinde W. 
noch bisher beſitzt, Feine Folge“ gegeben wurde. 

Aus den Entſcheid ungsgründen wird Nachſtehendes 
hervorgehoben: | 

„In der Erwägung, daß S. L. um die Eutlaſſung aus dem 
öſterreichiſchen Staatsverbande nur unter dem Vorbehalte der Erlangung 
der preußiſchen Staatsbürgerſchaft angeſucht hatte, köunte die Beſcheini⸗ 
gung der Bezirkshauptmannſchaft in F. vom 23. April 1885, Z. 5869, 


daß S. L. zum Behnfe ſeiner Auswanderung nach Preußen mit ſeiner 


Familie aus dem öſterreichiſchen Staatsverbande ausgeſchieden ſei, nur 


dann von rechtlicher Wirkung fein, wenn S. L. thatſächlich die preußiſche 
Staatsbürgerſchaft erworben hätte. Nachdem jedoch vom preußiſchen 
Regierungspräſidenten in Breslau unterm 29. Mai 1885 dem S. L. 
die Aufnahme in den preußiſchen Staatsverband verweigert wurde, hat 
die erwähnte Beſcheinigung den Verluſt der öſterreichiſchen Staatsbürger⸗ 
ſchaft bei S. L. nicht herbeigeführt. Letzterer iſt auch dermal noch 
öſterreichiſcher Staatsbürger und bei dem Abgange der Bedingung des 
§ 15 des Heimatsgeſetzes vom 3. December 1863 im Hinblicke auf die 
Beſtimmungen des § 17 desſelben Geſetzes noch bisher in der Gemeinde 
W. heimatsberechtigt.“ Dr. Ki. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zum Verfahren in Heimatsangelegenheiten. Die Entſcheidung 
über eine Heimatsfrage muß die Zuerkennung des Heimatswerbers 
zu einer beſtimmten Gemeinde ausſprechen. (§ 40 Heim. ⸗Geſ.) 

Vincenz V. wurde am 4. April 1842 in P. als unehelicher Sohn 
der Katharina V. geboren. In dem betreffenden Taufſcheine iſt Letztere 
als Tochter des verſtorbenen Jakob V., Taglöhners in N. (Bezirk St.), an⸗ 
geführt. Einer ihrer Verwandten, Anton V., behauptete dagegen laut des 
Protokolles vom 10. Juli 1880, daß dieſe Katharina V. eine unehe— 
liche Tochter der Maria V., einer ehelichen Tochter des Jakob V., 
Häuslers in N. Nr. 5, war. Der Taufſchein der Katharina V. wurde 
nicht aufgefunden. 

Vincenz V. lebte bis zu ſeinem 17. Jahre (1859) im Familien⸗ 
verbande der Mutter, ging dann, angeblich mit einem Wanderbuche des 
Bezirksamtes St. verfehen, auf die Wanderſchaſt und wurde 1863 zunt 
Militär, und zwar nach dem vorgelegenen Grundbuchsblatte für die Ge— 
meinde St. aſſentirt. Als Urlauber erhielt er zu ſeiner 1868 erfolgten 
Verehelichung den Ehemeldſchein ddto. 1. Februar 1868, 8. 53, als 
aus N. ſtammend, vom Bezirksamte St. Seither lebte er theils in K. 
bei P., theils trieb er ſich unbeſtimmten Auſenthaltes in der Welt 
herum, obgleich er im Jahre 1878 eine zweite Ehe geſchloſſen hatte. 

Ueber die Lebensverhältuiſſe ſeiner Mutter Katharina V. waren 
nachſtehende Daten bekannt: 

Nach der Ausſage der Zeugen Franz M. und Joſeph S. in P. 
ddto. 10. Juli 1883 lebte fie ſchon vor dem Jahre 1840 und fortan 
bis zu ihrem Tode als Höcklerin in P. Der Zeuge Wenzel W. (Proto⸗ 
koll vom 3. Juli 1883) glaubte, daß ſie dort auch getraut wurde. 
Der Tranungsact wurde nicht eruirt und wurde auch ſouſt von ihr als 
lediger Perſon geſprochen. Sie ſtarb in P. am 2. Jänner 1872, augeb⸗ 
lich 65 Jahre alt. Im Todtenſcheine wurde ſie als Witwe bezeichnet. 
Das Geſchäftsprotokoll des Bezirksamtes St. vom Jahre 1859 wies 
sub 3. 2289 nach, daß über Erſuchen des Mitamtes in P. für fie ein 
Heimatsſchein ddto. 1. April 1859, Z. 5, lautend auf die Heimat N., 
ausgefertigt wurde. Feruer bezeugte das Fremdenregiſter der Stadt P., 
daß ſie mit einem Heimatsſcheine der Gemeinde N. vom 23. Auguſt 1867 
verſehen und daß bereits am 31. October 1880 ein Heimatsſchein von 
ihr hinterlegt worden war. Keines dieſer Documente lag derzeit vor. 

Nachdem Vincenz V. im Jahre 1879 ſelbſt ſeine Zuſtäudigkeits⸗ 
frage angeregt hatte, erkannte die Bezirkshauptmannſchaft St. unterm 
13. April 1880, 8. 3980, daß er in N., welches übrigens erſt ſeit 
1878 eine eigene Gemeinde bildet und früher zur Gemeinde D. gehörte, 
heimatsberechtigt iſt, indem ſie ſich nicht nur auf den erwähnten Heimats⸗ 
ſchein der Mutter vom Jahre 1859 ſtützte, fondern auch auf Grund des 
Matrikenauszuges über die am 26. November 1805 erfolgte Geburt 
einer Katharina V. annahm, daß ſeine Mutter die Tochter des Jakob V., 
Häuslers in N. Nr. 1, war. 

Dieſe Annahme wurde nachher als irrig widerlegt, nachdem die 
im Jahre 1805 geborene Katharina urkundlich gleich am Tage ihrer 
Geburt geſtorben iſt. 

Die Statthalterei gab dem im Mittel liegenden Recurſe der Ge⸗ 
meinde N. mit dem Erlaſſe vom 14. October 1885, Z. 74.547, Folge 
und erkannte 

1. der vom beſtandenen Bezirksamte St. am 1. April 1859 für 
Katharina V. ausgeſtellte Heimatsſchein iſt ungiltig; 

2. das Heimatsrecht des Vincenz V. iſt derzeit nicht erweislich. 

Zugleich wurde dem Bezirkshauptmanne in P. wegen der Zuwei⸗ 
ſung des Vincenz V. die inſtanzmäßige Amtshandlung aufgetragen, und 
zwar aus folgenden Gründen: 


2 


„Vincenz V. hat nach der Actenlage ſekbſtſtändig kein Heimats⸗ 
recht erworben, ſolgt daher dem Heimatsrechte ſeiner unehelichen Mutter. 
Die Auskunftsverhältniſſe und ſouach auch das Heimatsrecht derſelben 
ſind jedoch dermal, trotz der eifrigſten Nachforſchungen, nicht feſtſtellbar: 
denn Anton V. bezeichnet ſie im Protokolle vom 10. Juli 1880 als 
uneheliche Tochter der Maria V., während Katharina V. in allen erlie- 
genden Documenten als eheliche Tochter des Jakob V. benannt wird. 
Ihr Taufſchein, welcher Klarheit in die Augelegenheit bringen würde, 
iſt nicht auffindbar und zudem iſt es mit Ruͤckſicht auf das Protokoll 
vom 3. Juli 1883 und die Note der Krankenhausdirection in P. vom 
20. Juli 1854, ſowie den Todtenſchein vom 29. Auguft 1885 immer⸗ 
hin möglich, daß Katharina V. durch Verehelichung ihr Heimatsrecht 
noch zu einer Zeit veränderte, in welcher dieſes auf den Heimatswerber 
noch von Einfluß war. 

Der § 35 H. ©. kann hier nicht zur Anwendung gelangen, da 
keiner der angeblich von der Gemeinde N. ausgeſtellten Heimatsſcheine 
vorliegt, ſomit nicht einmal darüber geurtheilt werden kann, ob dieſelben 
in der zur Giltigkeit vorgeſchriebenen Form ausgeſtellt waren und weil 
der Heimatsſchein vom 1. April 1859 vom Bezirksamte St., und zwar, 
wie dieſes aus der Anmerkung über die Erledigung in dem vorliegenden 
Auszuge aus dem Geſchäftsprotokolle deutlich zu erſehen iſt, ohne Antrag 
der Gemeinde N. ausgeſtellt wurde. 

Es müßte ſomit gegen die proteſtirende Gemeinde der volle Be— 
weis über die Zuſtändigkeit des Vincenz V. erbracht werden, was nach 
der Actenlage dermal nicht möglich iſt.“ 

Im Grunde dieſes Erlaſſes hat der Bezirkshauptmann in P. 
unterm 19. December 1885, 3. 28.161, den Vincenz V. nach § 19, 
P. 1, 2, 4 H. G. der Gemeinde P. zugewieſen, weil dieſe mittlerweile 
in dem Berichte vom 11. December 1885, 3. 10.829, anerkannt hatte, 


daß der Genannte ſich von ſeiner Geburt bis zu ſeiner Abſtellung (1863) 


fortwährend dort aufgehalten hat. 


Der Miniſterialrecurs der Gemeinde P. focht die Statthalterei- 
und die bezirkshauptmannſchaftliche Eutſcheidung gleichzeitig an, indem er 
ausführte, daß für die Heimatsberechtigung V.'s in N. genügend zahl 
reiche Beweiſe ſprechen, in erſter Linie aber der Heimatsſchein der Mutter 
vom Jahre 1867, welchen die Statthalterei ſelbſt nicht für ungiltig 
erklärt hat. Außerdem war V.'s Aufenthalt in P. auch durch feine 
Wanderzeit unterbrochen, daher die Zuweiſung nicht begründet. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber unterm 8. Mai 
1886, zur Z. 4157, folgendermaßen entſchieden: 


„Das Miniſterium des Innern findet über den Recurs der Ge— 
meinde P. den Erlaß der k. k. Statthalterei vom 14. October 1885, 
3. 74.547, womit ausgeſprochen wurde, daß das Heimatsrecht des 
Vincenz V. derzeit nicht erweislich iſt, und folgeweiſe auch das in Be⸗ 
folgung dieſes Erlaſſes gefällte Erkenntuiß der Bezirkshauptmannſchaft P. 
vom 19. December 1885, 8. 28.161, womit der Genannte der Ge— 
meinde P. als heimatslos zugewieſen wurde, außer Kraft zu ſetzen und 
der k. k. Statthalterei die inſtanzmäßige Entſcheidung über den Recurs 
der Gemeinde N. gegen das in der gleichen Heimatsfrage geſchöpfte 
Erkenntniß der Bezirkshauptmaunſchaft St. vom 13. April 1880, 
3. 3980, auf Grund der vorliegenden oder eventuell noch zu vervoll— 
ſtändigenden Verhandlungsacten aufzutragen, weil der eingaugs eitirte 
Erlaß, welcher ſich auf einen blos verneinenden Ausſpruch beſchränkt, 
ohne in dem vorliegenden Streitfalle ein beſtimmtes Urtheil zu fällen, 
beziehungsweiſe die Zuerkennung des Heimatswerbers zu einer beſtimmten 
Gemeinde zu erklären, eine dem durch § 40 H. G. normirten Verfahren 
entſprechende inſtanzmäßige Entſcheidung nicht aufgefaßt werden kann.“ 

r. 


Die im Adminiſtrativverfahren aufgelaufenen Streitverhandlungs⸗ 

koſten ſind im ordentlichen Nechtswege von der ſachfälligen Partei 

einzubringen und haftet dieſe Dafür aus dem Titel des Schaden: 
erſatzes. 


Dem Bernſteinwaarenhändler B. wurde am 30. Juni 1876 
ein Privilegium auf ein Verfahren zur Herſtellung einer Bernſtein⸗ 
imitation, genannt „Neubernſtein“, verliehen, welches Gegenſtand mannig⸗ 
facher Streitigkeiten zwiſchen B. und dem Chemiker A. war. A. klagte 
den B. mehrmals und immer ohne Erfolg auf Nullität dieſes Privile⸗ 
giums; dagegen hatte B. ſchon im Jahre 1876 den A. auf Einſtellung 


der ferneren Nachahmung des ihm ansſchließlich priviligirten „Neubern⸗ 
ſtein“ und im Jahre 1880 neuerlich wegen Eingriffes in das ihm 
verliehene vorerwähnte Privilegium geklagt. B. reuſſirte mit beiden 
Klagen. B. überreichte nun wider A. am 7. Juni 1883 beim Wiener 
Magiſtrate neuerlich eine Klage wegen Eingriffes in das ihm verliehene 
oberwähnte Privileginm. Ueber dieſe Klage wurde vorerſt der Local— 
augenſchein vorgenommen. Bei der zu dieſem Zwecke angeordneten Tag- 
fahrt, bei welcher auch B. und ſein Vertreter intervenirten, wurde der 
Gegenſtand des gegneriſchen Privilegiums gar nicht vorgefunden, das 
heißt ein Verfahren zur Erzeugung einer Bernſteinimitation gar nicht 
beobachtet. Die Klage de prues. 7. Juni 1883 wurde auch mit 
Erkenntniß des Wiener Magiſtrates vom 19. Juli 1883, 8. 168.245, 
abgewieſen. Trotz des Ergebniſſes der Loecalaugenſcheinstagfahrt über⸗ 
reichte B. gegen dieſes Erkenntniß den Recurs, welchem vou der k. k. 
Statthalterei ſtattgeben wurde. 

Ueber Recurs beider Theile wider dies letztere Erkenntniß (auch 
B. hatte deu weiteren Juſtanzenzug ergriffen, und zwar wegen zu 
geringen Strafausmaßes) erkaunte das k. k. Haudelsminiſterium in dritter 
und letzter Inſtanz auf Abweiſung der vorerwähnten Klage, weil, wie 
in den Gründen ausgeführt erſcheint, B. weder durch den Localangen- 
ſchein, noch auch durch die von ihm geführten Zeugen nachzuweiſen ver— 
mochte, daß A. thatſächlich ſich eines Eingriffes in das Jenem verliehene 
Privilegium ſchuldig gemacht habe. 

A. forderte nun mit der bei dem k. k. ſtadt.⸗deleg. Bezirksgerichte 
Landſtraße eingebrachten Klage de praes. 17. October 1885, 3. 28.982, 
von B. den Erſatz des Schadens im Betrage von dz fl. 49 kr. ein, 
den B. ihm durch Einbringung der Klage vom 7. Juni 1883 und 
insbeſondere durch Ergreifen des Inſtanzenzuges inſofern verurſacht habe, 
als er ſich gegen die Klage vertheidigen mußte, zu dieſem Zwecke eines 
Rechtsbeiſtandes ſich bediente und die dieſem erwachſenen Vertretungskoſten 
zu zahlen verpflichtet ſei. 

Hierüber hat das k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgericht Landſtraße mit 
Urtheil vom 19. Jänner 1886, 8. 1223, zu Recht erkannt: Der 
Geklagte ſei ſchuldig, dem Kläger den angeſprochenen Betrag von 83 fl. 
49 kr. oder einen zu beſchwörenden allfälligen geringeren Betrag jedoch 
nur dann zu bezahlen, wenn der klägeriſche Vertretungsleiſter (zugleich 


Rechtsfreund) Dr. K. den von ihm in der Klage angebotenen Schätzungs⸗ 


eid: „Er ſchwöre, es ſei wahr, daß die ſämmtlichen in der Note C 
(monstretur) eingeſetzten oder allfällig geringeren Beträge ſowohl im 
Einzelnen, als auch in der Geſammtſumme dem Werthe der in Berech⸗ 
nung gebrachten Arbeiten und Leiſtungen anugemeſſen ſeien“ — ablegt. — 
Die Gründe ſagen: 


Zweifellos iſt, daß nach dem Privilegiumsgeſetze zur Entſcheidung 
über die privatrechtliche, reſp. Erſatzanſprüche und ſomit auch über den 
vorliegenden Ansſpruch die ordentlichen Gerichte berufen find, da den 
politiſchen Behörden nur die meritoriſche Entſcheidung darüber, ob ein 
Eingriff in ein Privilegium ftattgefunden hat oder nicht, zukommt. Was 
nun vor Allem die principielle Frage anbelangt, ob der in einem vor 
der politiſchen Behörde abgeſührten Privilegiumsſtreite ſachfällig gewordene 
Streittheil dem Gegner die dieſem erwachſenen Koſten dieſes Streites zu 
erſetzeu hat, hat ſich dieſes Gericht auch im vorliegenden Falle für die 
Bejahung dieſer Frage entſchieden, weil durch die Anſtrengung eines 
Proceſſes, gegen den ſich der obſiegende Theil vertheidigt hat, dieſem 
hiedurch ein Schaden entſtanden iſt, und weil ſchon in dem Umſtande 
der Sachfälligkeit des Geklagten, deſſen Verſchulden gegenüber dem 
jetzigen Kläger im Sinne des 8 1294 a. b. G. B. erwieſen iſt, ſomit 
der dem Letzteren durch die Führung eines ſolchen Streites erwachſene 
Schade ein widerrechtlich zugefügter iſt, ganz abgeſehen davon, ob dieſer 
Schade aus einer willkürlichen oder unwillkürlichen Beſchädigung ent⸗ 
ſtanden iſt. Daß dem Kläger durch das Vorgehen des Geklagten that- 
ſächlich ein Schade, eine Vermögensverminderung, erwachſen iſt, geht 
daraus hervor, daß er ſich gegen den gegueriſchen Angriff zu vertheidi⸗ 
gen gezwungen war. Hätte er dieſe Vertheidigung ſelbſt geführt, jo be- 
ſtünde ſein Schade in dem Aufwande von Zeit, Mühe und Geld zum 
Zwecke der Abwehr des Augriffes. Nachdem er ſich jedoch zu ſeiner 
Bertheidigung eines Rechtsſreundes bedient hatte, was ihm jedenfalls 
freigeſtanden war und was für ihn um ſo gebotener erſchien, als auch 
ſein Gegner durch den Rechtsvertreter den Streit führte und er als ein 
Geſchäftsmann mit den geſetzlichen Formen nicht ſo vertraut iſt, beſteht 
ſein Schade eben in der Vermögensverminderung, die durch ſeine Ver⸗ 
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pflichtung zum Erſatze der Vertretungskoſten entſtanden iſt und deren 
Größe auch abhängt von der Höhe der letzteren. 


Ueber Appellation des Geklagten hat das k. k. Oberlandesgericht 
in Wien mit Urtheil vom 6. April 1886, 3. 3028, das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil abgeändert und das Klagebegehren abgewieſen; dies aus 
folgenden Gründen: 


Der heutige Geklagte hat am 30. Juni 1876 ein Privilegium 
auf Imitation von Bernſtein erhalten, welches Gegenſtand vieler Streitig- 
keiten zwiſchen den heutigen Proceßparteien geweſen iſt. B. belangte den 
A. mehrmals auf Eingriff in das Privilegium mit Erfolg, dagegen 
wurde A. mit ſeinen wider die ausgeſprochenen Eingriffe eingebrachten 
Nullitätsklagen abgewieſen. Wenn nun B. am 7. Juni 1883 wider A. 
beim Wiener Magiſtrate abermals eine Klage wegen Eingriffes in das 
obige Privilegium eingebracht hat, ſo hat er nach den ſtets wiederholten 
und mit Erfolg bekämpften Eingriffen nur von ſeinem Rechte Gebrauch 
gemacht ($ 1305 a. b. G. B.). Wenn er nun gleichwohl in erſter und 
dritter Inſtanz (vom Magiſtrate und vom Handelsminiſterium) abge⸗ 
wieſen und nur in zweiter Inſtanz (der Statthalterei) auf den Eingriff 
erkannt wurde, ſo kann nach Obigem doch nicht geſagt werden, daß ihn 
ein Verſchulden dahin trifft, daß, weil er ſchließlich mit ſeiner Eingriffs- 
klage diesmal nicht durchgegriffen hat, dem Gegner, nämlich dem heutigen 
Kläger A., in Betreff ſeiner Einſprache Koſten, rückſichtlich Vertretungs⸗ 
koſten erwachſen find, die der heutige Geklagte dem Kläger nach § 1294 
a. b. G. B. zu erſetzen hat. Denn erſtens hat Geklagter bei den wieder⸗ 
holten Eingriffen ſeines Gegners in ſein Privilegium nur von ſeinem 
Klagerechte innerhalb der rechtlichen Schranken Gebrauch gemacht, hat 
daher den für einen Anderen daraus entſpringenden Nachtheil nicht zu 
verantworten; anderſeits kann nicht überſehen werden, daß von der erſten 
und zweiten Inſtanz die Eingriffsklage nicht aus dem Grunde zurück— 
gewieſen wurde, weil in dem Erzeugniſſe des A. kein Eingriff in's 
Privilegium eonftatirt wurde, ſondern aus dem blos formellen Grunde, 
weil bei dem vorgenommenen Augenſcheine eben gar kein Object geſun⸗ 
den wurde und A. ſich eben auf dieſe Art vertheidigt hat. Für die dem 
heutigen Kläger aus ſeiner Vertheidigung gegen die Eingriffsklage erwach⸗ 
ſenen Koſten iſt alſo B. nicht verantwortlich, weil er nach § 1305 
a. b. G. B. von ſeinem Rechte in den geſetzlichen Schranken Gebrauch 
gemacht hat, und ihm, trotzdem daß er ſchließlich mit dem Einſpruche 
nichts erreichte, ein Muthwille und ſomit ein Verſchulden im Sinne des 
§ 1294, rückſichtlich $ 1295 a. b. G. B. nicht angerechnet werden 
kann, wenn er, geſtützt auf die früheren zu ſeinen Gunſten ergangenen 
Entſcheidungen, das gleiche Recht wieder geltend zu machen ſuchte. Das 
erſtrichterliche Urtheil war daher in Stattgebung der Appellation des 
Geklagten abzuändern und das Klagebegehren abzuweiſen. 


Ueber die Reviſionsbeſchwerde des Klägers hat der k. k. oberſte 
Gerichtshof mit Urtheil vom 26. Mai 1886, Z. 6004, das erſtrichter⸗ 
liche Urtheil wieder herzuſtellen befunden. 


Dieſe Entſcheidung beruht, wie ſchon der Erſtrichter dargethan 
hat, darauf, daß es ſich hier lediglich um die Frage handelt, ob der 
Geklagte für die nachweisbaren Vermögensnachtheile zu haften hat, welche 
dem Kläger durch die am 7. Juni 1883 beim Wiener Magiſtrate wegen 
angeblichen Eingriffes in das dem Erſteren am 30. Juni 1876 ver⸗ 
liehene Privilegium überreichte Eingriffsklage entſtanden ſind, und daß 
dies aus dem Grunde bejaht werden muß, weil mit Erkenntniß des 
k. k. Handelsminiſteriums ddto. 2. April 1885, 8. 8497, dieſe Klage 
zurückgewieſen wurde und die Zurückweiſung wegen des mangelnden 
Nachweiſes des behaupteten Eingriffes erfolgt iſt, daß daher offenbar ein 
Verſchulden des Geklagten vorliegt, welches ihn nach den 8s 1293— 
1295 a. b. G. B. zur Schadloshaltung verpflichtet, ſowie daß ein 
Schade für den Geklagten auch aus den ihm durch die Vertheidigung 
durch einen Rechtsfreund erwachſenen Koſten nach der obwaltenden Sach⸗ 
lage entſtanden iſt, und daß bei den übrigen Zugeſtändniſſen des Ge⸗ 
klagten in dieſer Richtung der Betrag desſelben durch den Schätzungseid 
des Klägers mit Beſeitigung des angebotenen Sachkundigenbeweiſes feſt⸗ 
geſtellt werden konnte. Jur. Bl. 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im RNeichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

XXVII. Stück. Ausgeg. am 25. Mai. 78. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 22. Mai 1886, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Reh⸗ 
berg zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Reichenau in Böhmen. — 79. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 24. Mai 1886, 
betreffend vorübergehende Zollbehandlung von Waaren rumäuiſcher Provenienz. — 
80. Verordnung der Miniſterien des Ackerbaues, des Innern, des Handels und 
der Finanzen vom 22. Mai 1886, betreffend das Verbot der Ein- und Durch⸗ 
fuhr von Gemüſe, Obſt und Pflanzen aus Rumänien. 

XXVIII. Stück. Ausgeg. am 28. Mai. — 81. Verordnung der Mini⸗ 
ſterien der Juſtiz und der Finanzen und des oberſten Rechnungshofes vom 
24. Mai 1886, womit die Beſtimmungen der $$ 29 und 40, daun 39 und 44 
der Inſtruction für das Wiener Civilgerichts-Depoſitenamt vom 17. Juli 1859 
(R. G. Bl. Nr. 144) theilweiſe geändert werden. — 82. Verordnung der Mini⸗ 
ſterien der Juſtiz und der Finanzen, dann des oberſten Rechnungshofes vom 
24. Mai 1886, betreffeud die Auflaſſung der Indoſſirung gerichtlich deponirter 
Werthpapiere und Urkunden mit der Erlags⸗ und Erfolglaſſungs⸗Stampiglie. — 
83. Verordnung der Miniſterien des Innern, des Ackerbaues und des Handels 
vom 26. Mai 1886, durch welche der Tranſit von Schafen und Ziegen, Lämmern, 
und Kitzen, Schweinen und Spanferkeln, Pferden und Füllen, Maulthieren, Maul⸗ 
eſeln und Eſeln aus Rumänien durch das im Reichsrathe vertretene Ländergebiet 
verboten wird. 

XXIX. Stück. Ausgeg. am 29. Mai. — 84. Erlaß des Finauzminiſteriums 


vom 22. Mai 1886, betreffend die Maßſtäbe für die Pauſchalirung der Rüben⸗ 


zuckerſteuer in der Betriebsperiode 1886,87, ſerner das Maß der Sicherſtellung 
für die allfällige Rübenzuckerſteuer⸗Nachzahlung. 85. Erlaß des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 22. Mai 1886, betreffeud das Maß der Sicherſtellung für 
den von den Rübenzuckerfabriken zu leiſtenden Erſatz von Controlkoſten in der 
Betriebsperiode 1886,87. — 86. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 22. Mai 
1886, womit für die Betriebsperiode 188687 Beſtimmungen hinſichtlich der 
Zählwerke in Diffuſionsfabriken erlaſſen werden. 

XXX. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. 87. Geſetz vom 28. Mai 1886, 
betreffend die Eröffnung von Nachtragserediten zum Voranſchlage des k. k. 
Miniſteriums des Innern für das Jahr 1886. — 88. Verordnung des Handels⸗ 
miniſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 5. Juni 
1886, betreffend die Geſtattung der Verwendung von jugendlichen Hilfsarbeitern 
zwiſchen dem vollendeten 14. und dem vollendeten 16. Lebensjahre, und von 
Frauensperſonen überhaupt zur Nachtzeit. 89. Verordnung des Handels⸗ 
miniſteriums im Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 5. Juni 
1886, womit die Miniſterialverordnung vom 15. Januar 1885 (R. G. Bl. 
Nr. 12), betreffend die Eintheilung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder in zwölf Aufſichtsbezirke für die Amtshandlungen der Gemerbe- 
inſpectoren abgeändert wird. 

XXXI. Stück. Ausgeg. am 19. Juni. — 90. Geſetz vom 6. Juni 1886, 
betreffend den Landſturm für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und 
Länder, mit Ausnahme von Tirol und Vorarlberg. 

XXXII. Stück. Ausgeg. am 24. Juni. — 91. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 28. Mai 1886, betreffend die Errichtung einer Expoſitur des 
k. k. Hauptzollamtes in Troppau für Poſtgegenſtände. 92. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 28. Mai 1886, betreffend die Auf: 
löſung der in Zara beſtehenden theoretiſchen Staatsprüfungscommiſſion judicieller 
und ſtaatswiſſenſchaftlicher Abtheilung. — 93. Verordnung des Finanzminiſteriums 
vom 10. Juni 1886, betreffend die the ilweiſe Abänderung der Beſchreibung und 
Verwendungsvorſchrift des A. M. Beſchorner'ſchen Spiritusmeßapparates. 
94. Geſetz vom 10. Juni 1886, betreffend die Herſtellung, beziehungsweiſe Er⸗ 
werbung eigener Poſt⸗ und Telegraphengebäude in Krakau, Lemberg, Czernowitz, 
Trieſt, Bozen, Trient und Roveredo. — 95. Geſetz vom 22. Juni 1886, betreffend 
die weitere zeitweilige Einſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für 
den Kreisgerichtsſprengel Cattaro in Dalmatien. 

XXXIII. Stück. Ausgeg. am 27. Juni. — 96. Verordnung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 12. Juni 1886, betreffend die zollfreie Wiedereinfuhr der zur 
Ausfuhr gebrannter geiſtiger Flüſſigkeiten in das Ausland benützten eiſernen 
Reſervoirs in das öſterreichiſch⸗ungariſche Zollgebiet. — 97. Verordnung der 
Miniſterien des Innern und des Handels vom 17. Juni 1886, womit theilweiſe 
Abänderungen und Ergänzungen zur Miniſterialverordnung vom 17. September 
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1883 (R. G. Bl. Nr. 152), betreffend die Abgrenzung der Berechtigungen der 
Apotheken gegenüber den Materialwaarenhandlungen und den einſchlägigen 
anderen Gewerben verfügt werden. — 98. Geſetz vom 25. Juni 1886, womit 
Beſtimmungen über die Gerichtsbarkeit in Straſſachen, welchen anarchiſtiſche 
Beſtrebungen zu Grunde liegen, erlaſſen werden. 

XXXIV. Stück. Ausgeg. am 29. Juni. — 99. Geſetz vom 4. Juni 1886 
über die tauſchweiſe Ueberlaſſung von unbeweglichem Staatseigenthume in Prag, 
dann über die Veräußerung von unbeweglichem Staatseigenthume in Krakau und 
über die Art der Verwendung des betreffenden Erlöſes, ſowie über die Ver⸗ 
wendung des Erlöſes für veräußerte fortificatoriſche Objecte in Prag. — 100. Ver⸗ 
ordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 12. Juni 1886, betreffend 
das Schulgeld an den Staatsmittelſchulen (Gymnaſien, Realſchulen) — 101. Ver⸗ 
ordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 27. Juni 1886, 
betreffend die Durchführung der Verordnungen der genannten Miniſterien vom 
22. Mai 1886 (R. G. Bl. Nr. 76 und 77) über die Retorſionszölle auf rumä⸗ 
niſche Waaren, ferner der Verordnung vom 24. Mai 1886 (R. G. Bl. Nr. 79, 
F. M. Voͤgsbl. Nr. 20), betreffend vorübergehende Zollbehandlung von Waaren 
rumäniſcher Provenienz. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath Johann Chowanetz zum 
Finanzdirector in Troppau ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrathe des Finanzminiſteriums Johann 
Hulek den Titel und Charakter eines Oberrechnungsrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Hauptcaſſier bei der Staats- 
ſchuldencaſſe Joſeph Gutmann das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Centralinſpector der priv. galiz. Karl Ludwig⸗ 
Bahn Emanuel Hüller anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Baurathes 
taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Banadjuneten Friedrich Pernitſch zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Steiermark ernannt. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Official Joſeph Bauſenwein zum Hilfsämter-Directionsadjuneten im Mini⸗ 
ſterium des Innern ernannt. 


Erledigungen. 

Steueramts⸗Controlorsſtelle bei den Steueränttern in Niederöſterreich in 
der zehnten, eventuell eine Steueramts⸗Adjunctenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Mitte October. (Amtsbl. Nr. 212.) 

Förſtersſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection für Tirol und 
Vorarlberg in der zehnten Rangsclaſſe, bis 10. October. (Amtsbl. Nr. 212.) 

Bezirkshauptmannsſtelle in Oberöſterreich in der ſiebenten, eventuell eine 
Statthaltereiſecretärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, bis Ende September. 
(Amtsbl. Nr. 213.) 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Statthaltereikanzliſtenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe, bis 25. October. (Amtsbl. Nr. 215.) 
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